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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin MMag. Simone BOCKMANN-WINKLER als Einzelrichterin
ber die Beschwerde von XXXX , geb.XXXX alias XXXX , StA. Athiopien, vertreten durch Rechtsanwalt Mag. Georg
BURSTMAYR, gegen den Bescheid des Bundesamtes fiir Fremdenwesen und Asyl vom 10.08.2018, ZI. 1128534100-
161208135, nach Durchfuhrung einer mindlichen Verhandlung zu Recht:

A)
I. Die Beschwerde wird hinsichtlich Spruchpunkt I. als unbegriindet abgewiesen.

Il. Der Beschwerde gegen Spruchpunkt . des angefochtenen Bescheides wird stattgegeben und XXXX gemal? & 8 Abs. 1
Z 1 AsylG 2005 der Status des subsididr Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Athiopien zuerkannt.

Ill. Gemal3 § 8 Abs. 4 AsylG 2005 wird XXXX eine befristete Aufenthaltsberechtigung als subsidiar Schutzberechtigter fur
die Dauer von einem Jahr erteilt.
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IV. Die Spruchpunkte lll. bis VI. des angefochtenen Bescheides werden gemald 8 28 Abs. 1 und 2 VwGVG ersatzlos
behoben.

B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdefilhrer, ein Staatsangehériger Athiopiens, stellte nach seiner Einreise in das &sterreichische
Bundesgebiet am 02.09.2016 einen Antrag auf internationalen Schutz.

2. Am 03.09.2016 fand vor einem Organ des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes die niederschriftliche Erstbefragung des
Beschwerdefiihrers nach dem AsylG 2005 statt. Der Beschwerdefiihrer gab an, am XXXX in Athiopien geboren zu sein,
ledig und sunnitischer Moslem zu sein und der Volksgruppe der Gaadsan anzugehoren. Als Fluchtgrund gab er
zusammengefasst an, dass Jig Jiga friher, bis es von Athiopien erobert worden sei, ein Bundesland von Somalia
gewesen sei. Im Jahr 2015 seien &thiopische Soldaten zu ihm gekommen und hatten den Beschwerdeflhrer
aufgefordert, Soldat zu werden, was er nicht gewollt habe, weil er seiner Mutter hatte helfen mussen, da sein Vater
gestorben sei. Sie hatten ihm gedroht, ihn langere Zeit einzusperren oder zu toten. Da er Angst gehabt habe, habe er
sich entschlossen zu flichten. Sonst habe er keine Fluchtgrinde.

3. Mit Verfahrensanordnung vom 14.12.2016 stellte das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl, basierend auf ein
zuvor eingeholtes Gutachten im Zuge der Altersfeststellung, fest, dass es sich beim Beschwerdefihrer um eine
minderjahrige Person handle.

4. Am 11.04.2018 langte beim Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl eine Vollmachtsbekanntgabe sowie ein
schriftliches Vorbringen des Beschwerdefuhrers ein.

5. Bei der niederschriftlichen Einvernahme vor dem Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl am 28.06.2018 gab der
Beschwerdefiihrer zu seinen personlichen Daten befragt an, sunnitischer Moslem zu sein und der Volksgruppe der
Gaadsan, Sub-Clan Tegaalen, Sub-Sub-Clan Maxamed und Sub-Sub-Sub-Clan Muse anzugehdren. Er sei gesund, ledig
und habe keine Kinder. Vor seiner Ausreise habe er gemeinsam mit seinen Eltern, wobei sein Vater verstorben sei, und
seinen Geschwistern - drei Schwestern und drei Brider - zusammengewohnt. Am 29.01.2015 habe er sein Heimatland
verlassen. Zu seinen Fluchtgriinden befragt, fuhrte der Beschwerdeflhrer zusammengefasst aus, dass drei Manner der
Liyu Police in das Geschaft, wo der Beschwerdeflihrer gearbeitet habe, gekommen seien und den Beschwerdefuhrer
aufgefordert hatten mitzukommen, was er abgelehnt habe. Daraufhin sei der Beschwerdeflhrer mit dem hinteren Teil
eines Gewehres geschlagen worden, woraufhin er das Bewusstsein verloren habe. Er sei in einem schmutzigen Raum
gemeinsam mit einem dlteren Mann, einem athiopischen Staatsangehdérigen, munter geworden. Der altere Mann habe
dem Beschwerdeflhrer gesagt, dass er nicht mit ihm sprechen und keine Fragen stellen solle. Am nachsten Tag in der
Frah seien Polizisten gekommen. Der Anfuhrer habe den Beschwerdefuhrer gefragt beizutreten. Er sei damals etwa 14
Jahre alt gewesen und habe geantwortet, dass er zu jung sei und keine Waffe tragen kénne. Der Anfuhrer habe ihm
eine Waffe gegeben und den Beschwerdefiihrer aufgefordert, die Waffe hochzuhalten. Als er das gemacht habe, habe
der Anfuhrer den Beschwerdefiihrer geohrfeigt und gesagt, dass er eine Waffe tragen kdénne. Der Beschwerdeflhrer
sei folglich festgehalten, taglich mit kaltem Wasser bespritzt worden, bis er nach einer Woche erneut zum Anflhrer
gekommen sei. Er sei aus dem Raum geholt, von zwei Mannern festgehalten und mit einer glihenden Eisenstange am
Kérper verbrannt worden. Auf seiner Brust stehe ,A", dies bedeute fur ihn ,Askari” (Soldat). Einer der Manner, der ihn
am ersten Tag mitgenommen habe, habe den Beschwerdeflhrer auf dessen Vater angesprochen und gefragt, ob
dieser im Oktober 2012 verstorben und sein Vater ein ONLF=Ubo - Mitglied und ein Spion gewesen ware und gegen
die Liyu Police gekampft habe. Der Anflhrer habe das Gesprach untersagt. Der BeschwerdefUhrer sei weiter am
Kdrper verbrannt und dann in den Raum zurtickgebracht worden. Einmal taglich habe er Mais und Bohnen zu essen
bekommen. Er sei dort erkrankt und habe weder medizinische Behandlung noch Besuch bekommen. Der Mann, der



ihn verbrannt habe, sei wiedergekommen. Der Beschwerdefihrer habe den Anfiihrer angefleht, ihn nach Hause gehen
zu lassen, wobei er ihm versprochen habe, in einem oder zwei Monate freiwillig zurickzukommen. Er habe ihn letztlich
gehen lassen und gesagt, dass er seiner Mutter nichts von dem Vorfall erzahlen solle. Sollte er das machen, wirden sie
ihn toten. Er solle auch nicht sagen, dass man mit ihm Uber seinen Vater gesprochen habe. Weiters habe er gesagt,
dass er nicht wagen solle, die Stadt zu verlassen, sonst wirde er nie wieder zurlickkehren kénnen. Dies habe der
Beschwerdefiihrer sodann versprochen und habe gehen dirfen. Nachdem er die Moglichkeiten gehabt habe entweder
das Land zu verlassen, zu flichten oder der Gruppe beizutreten, um Leute zu toten, oder getdtet zu werden, habe er
die Entscheidung getroffen, das Land zu verlassen.

6. Mit Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 10.08.2018 wurde der Antrag des
Beschwerdefiihrers auf internationalen Schutz hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemaR §
3 Absatz 1 iVm 8§ 2 Absatz 1 Ziffer 13 AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100/2005 (AsylG) idgF, abgewiesen (Spruchpunkt 1.),
hinsichtlich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten gemal3 § 8 Absatz 1 iVm 8 2 Absatz 1 Ziffer
13 AsylG in Bezug auf seinen Herkunftsstaat Athiopien abgewiesen (Spruchpunkt Il.) und dem Beschwerdefiihrer ein
Aufenthaltstitel aus bertcksichtigungswurdigen Grinden gemal § 57 AsylG nicht erteilt (Spruchpunkt I1.). GemaR § 10
Absatz 1 Ziffer 3 AsylG iVm § 9 BFA-Verfahrensgesetz, BGBI. | Nr. 87/2012 (BFA-VG) idgF, wurde gegen den
Beschwerdefihrer eine Rlckkehrentscheidung gemafd 8 52 Absatz 2 Ziffer 2 Fremdenpolizeigesetz 2005, BGBI. | Nr
100/2005 (FPG) idgF, erlassen (Spruchpunkt IV.). GemaR§ 52 Absatz 9 FPG wurde festgestellt, dass seine Abschiebung
gemaR § 46 FPG nach Athiopien zul3ssig sei (Spruchpunkt V.). Zudem wurde eine Frist fiir die freiwillige Ausreise
innerhalb von zwei Wochen ab Rechtskraft der Ruckkehrentscheidung gemall 8§ 55 Abs. 1 bis 3 FPG festgesetzt
(Spruchpunkt VL.).

Begrindend wurde im Wesentlichen ausgefuhrt, dass das Fluchtvorbringen eine angebliche Zwangsrekrutierung sowie
eine Inhaftierung seitens der Liyu Police beinhalte. Dahingehend fuhrte das Bundesamt flr Fremdenwesen und Asyl
aus, dass diese Behauptungen des Beschwerdefiihrers keine Deckung in den aktuellen Landerinformationen finden
wirden. Darlber hinaus seien die Schilderungen des Beschwerdeflihrers nicht plausibel und Unstimmigkeiten
hervorgekommen. Insgesamt betrachtet sei der Beschwerdeflhrer nicht in der Lage eine Furcht vor Verfolgung
glaubhaft zu machen. Es drohe dem Beschwerdefiihrer keine Gefahr, die die Erteilung eines subsididren Schutzes
rechtfertigen wirde. Der Beschwerdefiihrer sei bei einer Rickkehr nach Athiopien in der Lage eine ausreichende
Lebensgrundlage zu finden, er sei gesund und arbeitsfahig. Der Beschwerdefihrer verfiige in Osterreich zudem tber
keine besondere Bindung, die einer Ruckkehrentscheidung entgegenstehen wirde.

7. Mit Schriftsatz vom 10.10.2018 wurde durch den gewillkirten Vertreter des Beschwerdeflhrers Beschwerde
erhoben. In dieser wurde der erstinstanzliche Bescheid unter naherer Begrindung wegen unrichtiger rechtlicher
Beurteilung aufgrund Feststellungs- und Begrindungsmangeln im vollen Umfang angefochten.

8. Mit Eingabe vom 27.01.2020 wurde durch den gewillkiirten Vertreter des Beschwerdefiihrers um Ubermittlung der
in diesem Verfahren herangezogenen Landerinformationen bzw. des Landerinformationsblattes der
Staatendokumentation zu Athiopien ersucht, die dem Beschwerdefiihrer am 29.01.2020 durch das

Bundesverwaltungsgericht Gbermittelt wurden.

9. Am 31.07.2020 fand vor dem Bundesverwaltungsgericht in Anwesenheit eines Dolmetschers fur die Sprache
Somalisch eine o6ffentlich mandliche Verhandlung statt. Darin wurde der Beschwerdefiihrer ausfihrlich zu seinen
Fluchtgriinden, seinen persénlichen Umstidnden im Herkunftsstaat und seiner Integration in Osterreich befragt.
Vorgelegt vom Beschwerdefiihrer und als Beilagen zum Akt genommen wurden Unterlagen zur Integration. Als Beilage
./C zum Akt genommen wurde ein von dem Beschwerdeflhrervertreter vorgelegter Bericht von OCHA, Humanitarian

Access Situation Report von April- June 2020.

10. Am 09.09.2020 langte eine Stellungnahme ein, worin auf einen Artikel der Tageszeitung ,Der Standard” (,,Athiopien
droht es zu zerreiRen”) vom 08.09.2020 hingewiesen wurde, wonach hervorgehe, dass der Vielvélkerstaat Athiopien
aktuell eine schwere innenpolitische Krise ungewissen Ausgangs erlebe, nachdem Premierminister Abiy Ahmed
zunachst nationale Wahlen (unter Hinweis auf die Covid-19-Pandemie) auf einen unbestimmten Zeitpunkt habe
verschieben lassen und nun in der im Norden gelegene Tigray-Provinz gegen den Willen der Zentralregierung in Addis
Abebas Regionalwahlen abgehalten werden sollten, die wiederum von der Zentralregierung schon im Vorfeld fur ,null
und nichtig" erklart worden seien. Damit wachse die Gefahr eines inner-athiopischen Konflikts zwischen verschiedenen
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Ethnien des Landes deutlich, zumal sich die innenpolitische Landschaft Athiopiens immer deutlicher entlang ethnischer
Grenzen organisieren wurden, wahrend der Versuch von Premier Ahmed, seine Partei Uber diese Grenzen hinweg
aufzustellen zu scheitern scheine. Ein Zerfall Athiopiens in seine verschiedenen Teile und/oder Ethnien hétte fir die
Situation von Ruckkehrern in dieses Land gravierende, auch im Hinblick auf die nach § 8 AsylG anzustellende Prognose
mafgebliche Konsequenzen, die fir Ruckkehrer ein ,real risk” iSd § 8 AsylG darstellen wirde.

11. Im Rahmen eines Parteiengehdérs vom 14.01.2021 wurde der Beschwerdefihrer Uber das Ergebnis der
Beweisaufnahme informiert und ihm die von Seiten des Bundesverwaltungsgerichtes vom 10.11.2020 eingeholte
Anfragebeantwortung der Staatendokumentation zu: ,Rolle der Clanzugehdrigkeit fur ethnisch somalische Rickkehrer
in groReren Stadten; systematische psychische oder physische Bedrohungen bzw. Ubergriffe; Diskriminierungen; Clan
der Gaadsen: Anzahl der Mitglieder in Jijiga und Addis Abeba"” Gbermittelt.

12. In der mit 27.01.2021 datierten Stellungnahme wurde seitens des gewillkirten Vertreters des Beschwerdefihrers
im Wesentlichen ausgefihrt, dass der Anfragebeantwortung entnommen werden kénne, dass ethnische Somali in den
groReren Stadten innerhalb der bestehenden Communities aufgefangen werden kénnten. Diese Einschatzung werde
allerdings auf freiwillige Migration eingeschrankt. Die befragten Experten wirden betonen, dass eine Neuansiedlung
entsprechendes Startkapital notwendig mache und viele Somalis freiwillig nach Addis-Abeba gezogen seien, weil dort
bereits Angehdrige lebten - sie also auf bestehende soziale Netze zugreifen kdnnten. Der Beschwerdeflhrer verfiige in
den genannten Stadten Uber keine sozialen AnknUpfungspunkte und habe noch nie in diesen Stadten gelebt. Er
besitze somit keine Ortskenntnisse oder Kenntnisse der ortlichen Gepflogenheiten und musste sich unmittelbar nach
dem Verlassen von Osterreich - ohne entsprechende Vorbereitung - niederlassen. Diese Situation unterscheide sich
erheblich von jenen Personen, die sich nach einer entsprechenden Vorbereitungszeit fir einen freiwilligen Umzug nach
z.B. Addis-Abeba entschlossen hatten und dort unter Umstanden von Angehdrigen, gerade zu Beginn, unterstutzt
werden kdnnten. Mangels staatlicher Unterstitzung ware der Beschwerdeflhrer von Beginn an auf sich alleine gestellt.
Aufgrund der allgemeinen Lage in Athiopien in Verbindung mit seiner individuellen Situation werde der
Beschwerdefiihrer nicht in der Lage sein, seine Existenz zu bestreiten und daher in eine ausweglose Lage geraten, die
eine Verletzung der in Art. 2 und Art. 3 EMRK garantierten Rechte darstellen wirde. Zudem bestehe die Gefahr einer
Zwangsrekrutierung wegen des aufrechten Konflikts in der Region Tigay. Darlber hinaus wurde auf seine Integration
hingewiesen und vorgebracht, dass der Beschwerdefuhrer unverandert bei einer dsterreichischen Familie lebe und am
26.01.2021 die letzte Prifung im Rahmen der Pflichtschulabschlussprifung erfolgreich abgelegt habe.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

Der entscheidungsrelevante Sachverhalt steht fest. Auf Grundlage der Beschwerde gegen den angefochtenen Bescheid
des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl, der im Verfahren vorgelegten Dokumente und eingebrachten
Stellungnahme, der durchgefiihrten mindlichen Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht, der Einsichtnahme
in den bezughabenden Verwaltungsakt sowie der Einsichtnahme in das Zentrale Melderegister, das Zentrale
Fremdenregister und Strafregister werden folgende Feststellungen getroffen und der Entscheidung zugrunde gelegt:

1. Feststellungen:
1.1. Zur Person und den Fluchtgrinden des Beschwerdefuhrers:

Der Beschwerdeflhrer fihrt den Namen XXXX und ist am XXXX alias XXXX geboren. Der Beschwerdefiihrer ist
athiopischer Staatsangehdriger, gehort der Volksgruppe der Gaadsan, Subclan Mohamed Mouse an und bekennt sich
zum islamischen Glauben. Der BeschwerdefUhrer ist ethnischer Somali, er spricht Somalisch und nur wenig Amharisch.

Der Beschwerdefiihrer ist in Daror, Somali Region, Athiopien, geboren. Ab 2011 lebte er gemeinsam mit seinen Eltern,
bis zum Tod seines Vaters, und seinen sechs Geschwistern in Jigjiga. Der BeschwerdefUhrer ist ledig und hat keine
Kinder. Der Beschwerdefiihrer verfligt Uber eine siebenjahrige Schulbildung. Eine Zeit lang, nach dem Tod seines
Vaters, half der Beschwerdefiihrer seiner Mutter bei der Arbeit in einem Lokal. Im Herkunftsland verflugt der
Beschwerdefiihrer Uber Familienangehdrige (Mutter und Geschwister), zu denen seit 2017 kein Kontakt besteht.

Der Beschwerdefiihrer ist gesund und arbeitsfahig.

Der Beschwerdefiihrer verliel3 im Janner 2015 sein Heimatland. Er reiste unter Umgehung der Grenzkontrollen nach
Osterreich ein und stellte am 02.09.2016 einen Antrag auf internationalen Schutz.

In Osterreich bezieht der Beschwerdefilhrer Grundversorgung. Der Beschwerdefiihrer spricht Deutsch. Er hat in


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/8
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/8

Osterreich eineinhalb Jahre das Gymnasium, einen Deutschkurs (Niveaustufe B1) erfolgreich besucht, eine Prifung
absolviert und den Pflichtschulabschluss positiv absolviert. Der Beschwerdefihrer verfligt Uber einen Freundes- und
Bekanntenkreis in Osterreich. Er lebt seit Februar 2018 in gemeinsamen Haushalt mit einer dsterreichischen Familie.
Der Beschwerdeflihrer ist nicht erwerbstatig. Er leistet zweimal wochentlich freiwillig Hilfestellungen beim ,Roten
Kreuz”. In seiner Freizeit treibt er Sport und verbringt Zeit mit seinen Freunden, er ist Mitglied in einem FuRBballverein.

Er verflgt Uber keine Berufsausbildung und war (abgesehen von der kurzfristigen Arbeit in einem Lokal) nie
erwerbstatig.

Der Beschwerdefihrer ist in Osterreich strafrechtlich unbescholten.

Es kann nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdeflhrer seine Heimat aufgrund asylrelevanter Verfolgung
verlassen hat. Es kann in Bezug auf das Fluchtvorbringen des Beschwerdefuhrers nicht festgestellt werden, dass dieser
in Athiopien aufgrund seiner Rasse, Religion, Nationalitit, Zugehérigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder
politischen Gesinnung verfolgt wurde. Im Fall der Riickkehr nach Athiopien ist der Beschwerdefiihrer mit maRgeblicher
Wahrscheinlichkeit keiner wie immer gearteten Verfolgung ausgesetzt.

Festgestellt wird, dass dem Beschwerdefiihrer derzeit die reale Gefahr droht, im Fall der Riickkehr nach Athiopien
grundlegende und notwendige Lebensbedtrfnisse wie Nahrung, Kleidung sowie Unterkunft nicht befriedigen zu

kdénnen und in eine ausweglose bzw. existenzbedrohende Situation zu geraten.
1.2. Zur maRgeblichen Situation in Athiopien:

1.2.1. Auszug aus dem Landerinformationsblatt der Staatendokumentation vom 08.01.2019, letzte Kurzinformation
vom 08.11.2019:

KI'vom 8.11.2019: Unruhen, Gewalt und Proteste (betrifft: Abschnitt 3. Sicherheitslage samt Unterabschnitten).

Ende Juni 2019 kam es zu mehreren Angriffen auf fihrende Politiker landesweit. Der Regionalprasident von Bahir Dar
wurde, gemeinsam mit zwei weiteren Regionalregierungsmitgliedern und Dutzender weiterer Personen bei einem
~Putschversuch” durch den Sicherheitsregionalleiter am 22.6.2019 get6tet. Am 20.6.2019 wurde der Blrgermeister von
Dembir Bolo angeschossen und schwer verletzt. In Guba wurden bei einem Angriff einer Amhara-Miliz am 23.6.2019
mehr als 50 Personen getétet. In Addis Abeba wurde der Militérstabschef durch seinen eigenen Personenschutzer
erschossen (ACLED 16.7.2019; vgl. TNH 16.10.2019, Standard 23.6.2019).

Die Ereignisse von Juni 2019 stehen in scharfem Kontrast zum Ruckgang der Gewalt seit der Amtseinsetzung von
Premierminister Abiy im April 2018 (ACLED 16.7.2019). Abiy schlug danach eine hartere Linie ein (TNH 16.10.2019; vgl.
ACLED 16.7.2019). Das Internet wurde fur vier Tage landesweit blockiert und hunderte Personen wurden in
Zusammenhang mit der Gewalt verhaftet (ACLED 16.7.2019; vgl. TNH 16.10.2019); der Druck der Regierung hat seitdem
nicht nachgelassen (TNH 16.10.2019). Amnesty International verurteilt die Regierung dafur, dass es seit Juni 2019 im
Namen von Anti-Terror-Malinahmen zu willkirlichen Festnahmen, darunter auch von Journalisten, kam (Al 4.10.2019;
vgl. TNH 16.10.2019).

Ende Oktober 2019 kam es nach Geruchten Uber die Misshandlung des Abiy-Kritikers und Internetaktivisten Jawar
Mohammed durch Sicherheitskrafte zu Protesten und ZusammenstéBen zwischen Polizei und Demonstrierenden
(Standard 24.10.2019; vgl. Standard 25.10.2019). Aus den Protesten entwickelten sich in der Folge ethnisch und religios
motivierte Unruhen (taz 26.10.2019; vgl. EN 26.10.2019, Guardian 1.11.2019). In den darauffolgenden Tagen kam es in
vielen Stadten zu gewaltsamen SicherheitsmalRnahmen, gewalttatigen Konfrontationen und Kampfen (AS 28.10.2019).
Im Zuge dieser gewaltsamen ZusammenstofRe zwischen verschiedenen Volksgruppen wurden nach Angaben des
Premierministers 86 Menschen getdtet, darunter zehn Tote durch Sicherheitskrafte (BBC 4.11.2019; vgl. RIA 3.11.2019).
Stand 25.10.2019 wurden von offizieller Seite mindestens 67 Todesopfer gemeldet (Standard 25.10.2019; vgl. Zeit
26.10.2019, EN 26.10.2019) und im Zusammenhang mit den Unruhen wurden 409 Personen verhaftet (Guardian
1.11.2019; vgl. RIA 3.11.2019). Premierminister Abiy kiindigte an, dass die Behorden gegen all jene vorgehen wirden,
die "den Frieden und die Stabilitét Athiopiens bedrohen" (RIA 3.11.2019).

In zahlreichen Stadten in der Provinz Oromia kam es zu Angriffen von Mitgliedern der Volksgruppe der Oromo. Die
Opfer entstammen der ethnischen Gruppen der Oromo, Amhara und Sidama (EN 26.10.2019). Etwa 55 Menschen sind
bei Kdmpfen zwischen Angehdrigen verschiedener Ethnien in der Region Oromia ums Leben gekommen (Standard



25.10.2019; vgl. Zeit 26.10.2019, EN 26.10.2019); der Grof3teil der Todesopfer geht auf Gewalt zwischen Zivilisten
zurlck (EN 26.10.2019), die Ubrigen Personen wurden von der Polizei getotet (Zeit 26.10.2019). Die Armee wurde in die
Region Oromia entsandt (AS 28.10.2019; vgl. ZDF 26.10.2019, OKA 28.10.2019), bei deren Einsatz kamen sieben
Personen ums Leben (AS 28.10.2019). Es gibt Berichte Uber Angriffe gegen Mitglieder und Glaubensstatten religidser
Minderheiten (EN 26.10.2019; vgl. Guardian 1.11.2019, Sputnik 29.10.2019).

Die Spannungen zwischen den Regionen Somali und Oromia sind besonders hoch, wahrend Tigray und Amhara
weiterhin Uber ihre gemeinsame Grenze streiten (TNH 16.10.2019). Die politische Offnung und Zulassung vieler
Parteien hat auch dazu gefiihrt, dass viele Regionen und Vélker nach Unabhangigkeit streben und ihren eigenen Staat
grinden wollen. Viele Rebellen haben ihre Waffen niedergelegt, andere tun sich schwer damit, Konflikte pldtzlich
friedlich auszutragen (BAZ 12.10.2019). Die Proteste der Oromo haben viele Menschen dazu veranlasst, ein
unabhéngiges Oromia zu fordern und sich von Athiopien zu 16sen, wihrend seit langem von der Unabhangigkeit der
Tigray gesprochen wird (TNH 16.10.2019).

Am 14.10.2019 griff eine nicht identifizierte bewaffnete Gruppe in der Region Afar, an der Grenze zu Dschibuti und
Eritrea, ein Dorf an, totete 17 Zivilisten und verletzte mindestens 34 weitere. Die Beweggriinde der Gruppe, die
Berichten zufolge von Dschibuti aus nach Athiopien gekommen sein soll, sind unklar. Die Regierung von Dschibuti
erklarte, dass das dschibutische Militar an dem Angriff nicht beteiligt war. Als Reaktion auf die Angriffe versammelten
sich Demonstranten in mehreren Stadten der Region Afar, um gegen die Angriffe zu protestieren (ACLED 23.10.2019).

Die Auseinandersetzungen zwischen der Bodi-Gemeinschaft und athiopischen Soldaten in Jinka gehen weiter, da
Umsiedlungsprogramme die Einheimischen vertreiben, um Platz fur den neuen Gibe IlI-Staudamm und die
Zuckerplantagen zu schaffen. Schatzungsweise vierzig Menschen sind seit dem 15.9.2019 in diesem Streit gestorben
(ACLED 23.10.2019).

Politische Lage

Entsprechend der Verfassung ist Athiopien ein féderaler und demokratischer Staat. Die Grenzen der Bundesstaaten
orientieren sich an sprachlichen und ethnischen Grenzen sowie an Siedlungsgrenzen. Seit Mai 1991 regiert in
Athiopien die Ethiopian People's Revolutionary Democratic Front (EPRDF), die sich aus vier regionalen Parteien
zusammensetzt: Tigray People's Liberation Front (TPLF), Amhara National Democratic Movement (ANDM), Oromo
People’'s Democratic Organisation (OPDO) und Southern Ethiopian Peoples’ Democratic Movement (SEPDM).
Traditionellen FUhrungsanspruch in der EPRDF hat die TPLF, die zentrale Stellen des Machtapparates und der
Wirtschaft unter ihre Kontrolle gebracht hat (AA 17.10.2018).

Auf allen administrativen Ebenen werden regelméaRig Wahlen durchgeflihrt, zu denen Oppositionsparteien zugelassen
sind. Bei den Parlamentswahlen im Mai 2015 gewannen die regierende EPRDF und ihr nahestehende Parteien nach
Mehrheitswahlrecht alle 547 Parlamentssitze. Auf allen administrativen Ebenen dominiert die EPRDF. Auch in den
Regionalstaaten liegt das Ubergewicht der Politikgestaltung weiter bei der Exekutive. Staat und Regierung bzw.
Regierungspartei sind in der Praxis nicht eindeutig getrennt (AA 17.10.2018).

Athiopien ist politisch sehr fragil (GIZ 9.2018). Zudem befindet sich das Land derzeit unter Premierminister Abiy Ahmed
in einem politischen Wandel (GIZ 9.2018a). Abiy Ahmed kam im April 2018 nach dem Rucktritt von Hailemariam
Desalegn an die Macht. Seitdem hat er den Ausnahmezustand des Landes beendet, politische Gefangene freigelassen,
umstrittene Kabinettsmitglieder und Beamte entlassen, Verbote flir Websites und sozialen Medien aufgehoben und
ein Friedensabkommen mit dem benachbarten Eritrea geschlossen (Rl 14.11.2018; vgl. El 12.12.2018, JA 23.12.2018).
Bereits seit Anfang des Jahres waren noch unter der Vorgédngerregierung erste Schritte einer politischen Offnung
unternommen worden. In der ersten Jahreshalfte 2018 wurden ca. 25.000 teilweise aus politischen Griinden inhaftierte
bzw. verdachtige Personen vorzeitig entlassen. Oppositionsparteien wurden eingeladen, aus dem Exil zurlickzukehren,
und wurden entkriminalisiert. Abiy Ahmed hat eine Kehrtwende weg von der repressiven Politik seiner Vorganger
vorgenommen. Er bemuht sich seit seinem Amtsantritt mit Erfolg fur starkeren zivilgesellschaftlichen Freiraum und hat
die Praxis der Kriminalisierung von Oppositionellen und kritischen Medien de facto beendet. Im Mai 2018 gab es
mehrere Dialogformate in Addis Abeba und der benachbarten Region Oromia, unter Beteiligung von Vertretern der
Regierung, Opposition und Zivilgesellschaft. Abiy hat zudem angekiindigt, dass die fir 2020 angesetzten Wahlen frei
und fair und ohne weitere Verzégerungen stattfinden sollen (AA 17.10.2018).

Unter der neuen Fiihrung begann Athiopien mit dem benachbarten Eritrea einen Friedensprozess hinsichtlich des seit



1998 andauernden Konfliktes (JA 23.12.2018). Im Juni 2018 kiindigte die athiopische Regierung an, den Friedensvertrag
mit Eritrea von 2002 vollstandig zu akzeptieren (GIZ 9.2018a). Mithilfe der USA, Saudi-Arabiens und der Vereinigten
Arabischen Emirate begann Abiy Ahmed Gesprache und begruf3te den eritreischen Prasidenten Isaias Afeworki im Juli
2018 in Addis Abeba (JA 23.12.2018). Nach gegenseitigen Staatsbesuchen sowie der Grenzoffnung erfolgte Mitte
September 2018 die offizielle Unterzeichnung eines Freundschaftsvertrages zwischen den beiden Landern (GIZ
9.2018a). Die Handels- und Flugverbindungen wurden wieder aufgenommen, und die UN-Sanktionen gegen Eritrea
wurden aufgehoben (JA 23.12.2018).

Am 7.8.2018 unterzeichneten Vertreter der athiopischen Regierung und der Oromo Liberation Front (OLF) in Asmara
ein Versohnungsabkommen und verkindeten am 12.8.2018 einen einseitigen Waffenstillstand (BAMF 13.8.2018). Am
15.9.2018 kehrten frihere Oromo-Rebellen aus dem Exil in die Hauptstadt Addis Abeba zurlck. Die Fihrung der OLF
kindigte an, nach der Ausséhnung mit der Regierung fortan einen friedlichen Kampf fur Reformen fahren zu wollen.
Neben OLF-Chef Dawud Ibsa und anderen Funktiondren kamen auch etwa 1.500 Kampfer aus dem benachbarten
Eritrea zurick. Obwohl die Feier von einer massiven Sicherheitsprasenz begleitet wurde, kam es zu Ausschreitungen
(BAMF 17.9.2018). Nach offiziellen Angaben wurden nach den Ausschreitungen rund 1.200 Personen inhaftiert (BAMF
1.10.2018).

Abiy Ahmeds Entscheidung Frauen in Fiihrungspositionen zu beférdern, wurde weitgehend begrif3t. Die Halfte der 20
Ministerposten der Regierung wurden an Frauen vergeben, darunter Schlusselressorts wie das Ministerium fur Handel
und Industrie und das Verteidigungsministerium. Abiy hat u. a. die renommierte Menschenrechtsanwaltin Meaza
Ashenafi zur ranghéchsten Richterin des Landes ernannt, die ehemalige UNO-Beamtin Sahle-Work Zewde wurde
einstimmig vom Parlament zur Prasidentin gewahlt (BAMF 29.10.2018; vgl. BBC 18.11.2018, EZ 25.10.2018, GIZ
9.2018a). Die Prasidentin hat vor allem eine reprasentative Funktion, da die politische Macht beim Ministerprasidenten
liegt (BAMF 29.10.2018; vgl. BBC 18.11.2018). Aisha Mohammed ist nun Verteidigungsministerin, Muferiat Kamil
Friedensministerin. Letzterer sind Polizei und Geheimdienste unterstellt. Die Ernennung der beiden Frauen ist auch
deshalb historisch, weil es sich um Muslime aus ethnischen Minderheiten (Oromo) handelt, die noch nie zuvor so
machtige Amter bekleideten. Ihre Anwesenheit im Kabinett hilft Abiy Ahmed nicht nur, Geschlechterparitit zu
erreichen, sondern auch, seine Unterstitzungsbasis unter ethnischen Minderheiten und Muslimen zu erweitern, die
sich manchmal Uber politische Ausgrenzung beklagen (BBC 18.11.2018).

DarUber hinaus ging die Regierung gegen Offizielle vor, die der Korruption und Rechtsverletzungen verdachtigt
wurden. 60 Personen wurden verhaftet, darunter der ehemalige Leiter eines militarisch gefihrten Geschaftskonzerns
und ehemalige stellvertretende Leiter des Geheimdienstes, Getachew Assefa. Dieser wurde wegen Korruption und
Menschenrechtsverletzungen verhaftet (BBC 18.11.2018; vgl. El 12.12.2018). Assefa war ein fihrendes Mitglied des
Tigray-Fllgels der regierenden EPRDF. Vertreter der EPRDF - darunter die Fihrung der TPLF - haben erklart, dass es
einen allgemeinen Konsens dariiber gibt, dass Kriminelle vor Gericht gestellt werden sollten. Altere Vertreter der TPLF
fordern, dass derartige Verhaftungen nicht politisch motiviert und nur auf Tigray abzielen dirfen. Aktivisten von Tigray
erachten die Verhaftungen allerdings als politisch motiviert - mit dem Ziel, die Tigray zu schwachen. Auf einen Protest
in neun GroRstadten in Tigray folgte am 8.12. und 9.12.2018 eine groRe Kundgebung in Mekele, bei der Zehntausende
teilnahmen. Die Spannungen zwischen der Bundesregierung und der Region Tigray haben sich verscharft (El
12.12.2018). Es bleibt abzuwarten, ob diese Sduberungen den Staat nicht zu destabilisieren drohen. Zudem sind die
Gewaltkonflikte in den Regionen nach wie vor nicht unter Kontrolle, und Abiy weigert sich, Gewalt anzuwenden. Sein
Ruf nach Ruhe und Einheit bleibt jedoch ungehdrt. Die Zahl der IDPs ist gestiegen, und die Gefahr einer Teilung des
Landes bleibt nicht ausgeschlossen (JA 23.12.2018).

Seit seinem Amtsantritt im April 2018 als athiopischer Premierminister, hat Abiy Ahmed tiefgreifende Reformen
angeschoben.  Trotzdem bleiben die Herausforderungen  zahlreich. Die Restriktionen  gegen
Burgerrechtsorganisationen sind noch nicht aufgehoben und das Antiterrorismusgesetz muss noch reformiert
werden. FUr seinen Umgang mit diesen fundamentalen Problemen steht der neue Premierminister in Kritik. Das
Versprechen von freien Wahlen stoRt auf die Realitat eines Landes, das von einer Koalition von Rebellen kontrolliert
wird - der EPRDF. Diese ist seit 1991 an der Macht und behalt samtliche Institutionen im Griff (SFH 5.12.2018).

Sicherheitslage

Nach der Wahl eines neuen Premierministers hat sich die Sicherheitslage derzeit wieder beruhigt. Der im Februar 2018



ausgerufene Notstand wurde am 5.6.2018 vorzeitig beendet (AA 4.1.2019). Derzeit gibt es in keiner athiopischen
Region burgerkriegsahnliche Zustdnde; die Konflikte zwischen Ethnien (z.B. Gambella, SNNPR, Oromo/Somali) haben
keine derartige Intensitat erreicht (AA 17.10.2018). Laut dsterreichischem Auf3enministerium gilt in Addis Abeba und
den Ubrigen Landesteilen ein erhohtes Sicherheitsrisiko (BMEIA 12.12.2018). Ein Risiko von Anschlagen besteht im
ganzen Land (EDA 10.12.2018; vgl. BAMF 1.10.2018, BAMF 24.9.2018).

Im ganzen Land kann es bei Demonstrationen zu Ausschreitungen kommen und Gewaltanwendung nicht
ausgeschlossen werden (BMEIA 12.12.2018). Die politischen und sozialen Spannungen kdénnen jederzeit zu
gewalttatigen Demonstrationen, Plinderungen, StrafRenblockaden und Streiks fuhren. Auch in Addis Abeba kénnen
gewalttatige Demonstrationen jederzeit vorkommen. Zum Beispiel haben Mitte September 2018 gewaltsame
Auseinandersetzungen zwischen Demonstranten verschiedener Lager sowie zwischen Demonstranten und
Sicherheitskrafte zahlreiche Todesopfer und Verletzte gefordert (EDA 10.12.2018; vgl. BAMF 1.10.2018, BAMF
24.9.2018). Ende September 2018, sollen bei Protesten in Addis Abeba, 58 Menschen getdtet worden sein, staatliche
Stellen berichteten von 23 Toten. Die meisten Todesopfer habe es gegeben, als jugendliche Banden der Volksgruppe
der Oromo am 16.9.2018 andere Ethnien angriffen. Zu weiteren Todesopfern kam es, als tausende Menschen gegen
diese Gewaltwelle protestierten (BAMF 1.10.2018; vgl. BAMF 24.9.2018).

ZusammenstodBe zwischen den Gemeinschaften in den Regionen Oromia, SNNPR, Somali, Benishangul Gumuz,
Amhara und Tigray haben sich fortgesetzt. Dort werden immer mehr Menschen durch Gewalt vertrieben. Aufgrund der
Ende September 2018 in der Region Benishangul Gumuz einsetzenden Gewalt wurden schatzungsweise 240.000
Menschen vertrieben (FEWS 29.11.2018).

Spannungen zwischen verschiedenen Volksgruppen und der Kampf um Wasser und Weideland kénnen in den
Migrationsgebieten der nomadisierenden Viehbesitzer im Tiefland zu gewaltsamen Auseinandersetzungen fuhren, die
oft erst durch den Einsatz der Sicherheitskrafte beendet werden (EDA 10.12.2018).

Somali Regional State (SRS / Ogaden) und Oromia

FUr den SRS gilt laut Osterreichischem AuBenministerium eine partielle Reisewarnung (BMEIA 6.12.2018). Das deutsche
AuBenministerium warnt vor Reisen stdlich und 6stlich von Harar und Jijiga (AA 4.1.2019). Die Sicherheitslage ist in
diesem Landesteil volatil. Lokale Gefechte zwischen der adthiopischen Armee und verschiedenen Rebellengruppen
kommen vor. Zum Beispiel forderten bewaffnete Auseinandersetzungen zwischen der Armee und einer lokalen Miliz
im August 2018 in Jijiga zahlreiche Todesopfer und Verletzte (AA 4.1.2019; vgl. EDA 6.12.2018, DW 8.8.2018). Es kam
damals zu interkommunaler Gewalt zwischen ethnischen Somalis und in der Stadt lebenden Hochlandern (UNOCHA
25.11.2018) und zur Plinderung von Besitztimern ethnischer Minderheiten (DW 8.8.2018). Angriffe richteten sich
gezielt gegen ethnische Nicht-Somalis und gegen orthodoxe Kirchen, darunter auch Priester (AA 17.10.2018).
Gewaltsame Auseinandersetzungen zwischen Sicherheitskraften und Demonstranten sowie zwischen verfeindeten
Ethnien kdnnen auch weiterhin vorkommen. Auch besteht das Risiko von Anschlagen. Zudem besteht Minengefahr
und das Risiko von Entfihrungen (EDA 6.12.2018; vgl. BMEIA 6.12.2018).

Rund um den Grenzibergang Moyale kam es mehrfach, zuletzt Mitte Dezember 2018, zu gewaltsamen
ZusammenstodRen zwischen den Volksgruppen der Somali- und Oromia Region sowie den Sicherheitskraften, bei
denen zahlreiche Todesopfer zu beklagen waren (AA 4.1.2019). Auch am 12.11.2018 fihrte Gewalt zwischen den
Gemeinschaften Gebra und Garre dazu, dass etwa 15.000 Menschen in der Stadt Moyale, einer Stadt, die sowohl zu
Oromia als auch zu Somalia gehort, vertrieben wurden (UNOCHA 25.11.2018).

Im Siiden Athiopiens hatte es in jiingster Vergangenheit mehrfach blutige ZusammenstéRe zwischen Angehérigen der
Ethnien der Oromo und der Somali gegeben. Hintergrund ist der Streit um Weideland und andere Ressourcen (WZ
16.12.2018). Im Grenzgebiet der Oromo- und Somali-Regionen kommt es schon seit Anfang 2017 verstarkt zu
gewaltsamen und teilweise tédlichen ZusammenstdRBen beider Volksgruppen. Betroffen sind vor allem die Gebiete
Moyale, Guji, Bale, Borena, Hararghe und West Guji (AA 4.1.2019). Der Grenzkonflikt zwischen den Regionen Oromia
und dem SRS hat sich verscharft (AA 17.10.2018).

Fur die Region Oromia wurde ein hohes Sicherheitsrisiko ausgerufen. In den Regionen Oromia und Amhara kann es zu
gewalttatigen Auseinandersetzungen zwischen der Bevolkerung und der Polizei kommen. Zudem kommt es haufiger zu
Entfihrungen an der somalisch-kenianischen Grenze, sowie grenziberschreitender Stammesauseinandersetzungen
(BMEIA 6.12.2018). In den Oromo-und Amhara-Regionen kommt es des Ofteren zu teils gewalttatigen



Demonstrationen und Protestaktionen (AA 4.1.2019). Uber 200.000 Menschen sind seit Juli 2018 vor ethnischen
Konflikten im SRS geflohen. Damit steigt die Gesamtzahl auf Gber 700.000, die in den letzten Jahren vor
interkommunaler Gewalt geflohen sind, so die neueste Displacement Tracking Matrix fiir Athiopien. Die meisten
kamen aus der Region Oromia. Insgesamt wurden im SRS fast 1,1 Millionen Menschen vertrieben, wenn auch andere
Ursachen wie Dirre und Uberschwemmungen ber(icksichtigt werden (NRC 20.11.2018).

Andere Regionen

An der Grenze zwischen der Region Oromia und der Southern Nations Nationalities and Peoples Region (SNNPR) gibt
es bewaffnete Auseinandersetzungen. Insgesamt erhéhte sich die Zahl an IDPs in Athiopien deswegen zwischen Janner
und Juli 2018 um etwa 1,4 Millionen Menschen (GIZ 9.2018a). Seit Juni 2018 sind bei ZusammenstoRen zwischen
Angehdrigen unterschiedlicher Ethnien zahlreiche Personen getdtet worden (EDA 10.12.2018). Es kam bereits in der
Vergangenheit zu Zusammensto3en und zu Kdmpfen zwischen zwei ethnischen Gruppen: den Gedeo, einer ethnischen
Minderheit mit Sitz hauptsachlich in der SNNPR, und den Guiji, einer Untergruppe der Oromo, der gréfRten ethnischen
Gruppe Athiopiens. Die Gedeo sind in erster Linie Landwirte, und die Guji sind traditionell Pastoralisten. Die
Spannungen zwischen den beiden Gruppen konzentrieren sich auf Land, Grenzziehung und Rechte ethnischer
Minderheiten (Rl 11.2018). Die interkommunale Gewalt, die am 13.4.2018 begann und bis Juni 2018 an den Grenzen
der Zonen Gedeo (SNNPR) und West Guiji (Region Oromia) anhielt, hat fast eine Million Menschen vertrieben. Etwa
142.000 Menschen wurden unmittelbar nach dem 4.8.2018 in der somalischen Region vertrieben (UNOCHA
25.11.2018). Nach zwei Jahrzehnten relativer Ruhe brachen im April 2018 Kampfe Uber die benachbarten
Verwaltungszonen Gedeo und West Guji aus. Bewaffnete Banden und Jugendgruppen griffen Dorfer an und zwangen
rund 300.000 Menschen, ihre Hauser zu verlassen. Wahrend der genaue Ausléser noch unklar ist, haben die
Regierungsbehdrden nach einer kurzen Untersuchung einige Verhaftungen vorgenommen und die Situation fir geldst
erklart, so dass die Menschen mit der Ruckkehr nach Hause beginnen konnten. Wenige Monate spater, im Juni 2018,
brach die Gewalt erneut aus, in noch stirkerem AusmaR. Uber 800.000 Menschen wurden zur Flucht gezwungen. Viele
Menschen erlebten Gewalt, einschliel3lich Vergewaltigung und Mord. Ganze Dorfer wurden niedergebrannt (RI
11.2018).

Der Konflikt, der am starksten von interkommunaler Gewalt betroffen ist, hat sich in den letzten Monaten verscharft
(BAMF 17.12.2018; vgl. Rl 11.2018). Das 0Osterreichische AuRBenministerium nennt fir die Region Amhara sowie fur das
Gebiet Konso in der SNNPR ein hohes Sicherheitsrisiko (BMEIA 12.12.2018). Zuletzt kam es am 13. und 14.12.2018 zu
gewalttatigen ZusammenstdRen. Bei Auseinandersetzungen zwischen Angehdrigen verschiedener Volksgruppen sind
im Stiden Athiopiens nach Angaben staatlicher Stellen mindestens 21 Menschen getétet und mehr als 60 verletzt
worden. Viele Menschen sind tber die Grenze nach Kenia geflohen (WZ 16.12.2018; vgl. BAMF 17.12.2018).

Rechtsschutz / Justizwesen

Das athiopische Rechtssystem enthalt Elemente mehrerer westlicher Rechtssysteme und ist schwer zu systematisieren
(GIZ 9.2018a). Das Gesetz bzw. die Verfassung sieht eine unabhéangige Justiz vor (GIZ 9.2018a; vgl. USDOS 20.4.2018, AA
17.10.2018). In der Praxis ist davon auszugehen, dass die Gerichte nicht immer unabhangig arbeiten, was jedoch kaum
nachzuweisen ist (AA 17.10.2018). Obwohl die Zivilgerichte weitgehend unabhangig arbeiten, bleiben die Strafgerichte
schwach und Uberlastet und unterliegen politischem Einfluss (USDOS 20.4.2018). Das Justizwesen wird als korrupt und
undurchsichtig wahrgenommen. Richter gelten als schlecht ausgebildet und nicht immer Uber die geltenden Gesetze
ausreichend informiert. Dies schldgt sich entsprechend in den Verfahren nieder (GIZ 9.2018a). Strukturen und
Gesetzgebung der Justiz im Hinblick auf Umgang mit straffalligen Jugendlichen entsprechen nicht internationalen
Standards (AA 17.10.2018).

Sowohl religitse als auch traditionelle Gerichte sind verfassungsmaRig anerkannt. Viele Burger in landlichen Gebieten
haben kaum Zugang zum formalen Justizsystem und sind auf traditionelle Konfliktldsungsmechanismen angewiesen.
Scharia-Gerichte kénnen religiose und Familienrechtsfalle Ubernehmen, die Muslime betreffen. Sie erhalten finanzielle
Unterstutzung durch den Staat und urteilen in der Mehrheit der Falle in den vorwiegend muslimischen Somali- und
Afar-Gebieten. Daneben gibt es noch weitere traditionelle Rechtssysteme, wie etwa Altestenréte (USDOS 20.4.2018).

Eine Strafverfolgungs- oder Strafzumessungspraxis, die nach Merkmalen wie Rasse, Religion, Nationalitat,
Zugehérigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder politischer Uberzeugung diskriminiert, ist nicht ersichtlich.
Die athiopische Regierung bestreitet zudem Strafverfolgung aus politischen Griinden. Allerdings berichten



Oppositionspolitiker, Journalisten und inzwischen auch vereinzelt muslimische Aktivisten von Einschiichterungen,
willktrlichen Hausdurchsuchungen und Verhaftungen (AA 17.10.2018).

Das in der Verfassung verankerte Recht, nach der Verhaftung innerhalb von 48 Stunden einem Richter vorgefuhrt zu
werden, wird unter anderem wegen Uberlastung der Justiz hiufig nicht umgesetzt. Dariiber hinaus gibt es regelmaRig
Berichte tber Misshandlungen, insbesondere in Untersuchungshaft, unbekanntem Verbleib zwischen Verhaftung und
Vorfuihrung vor Gericht bzw. Einlieferung in ein staatliches Gefangnis oder auch dartber, dass Familienangehdrige von
Verhafteten unter Druck gesetzt werden. Hinzu kommen weitreichende Befugnisse, die z.B. das Antiterrorgesetz den
Sicherheits- und Strafverfolgungsbehérden einrdumt, z.T. auch ohne gerichtliche Uberwachung (AA 17.10.2018).

Das Public Defender's Office bietet kostenlose Rechtsberatung, allerdings sind dessen Ressourcen beschrankt.
Zusatzlich gibt es zahlreiche sog. Legal Aid Clinics und in manchen Landesteilen dirfen auch Rechtsstudenten und -
Professoren pro bono als Verteidiger auftreten (USDOS 20.4.2018). Pflichtverteidiger kdnnen erst dann in Anspruch
genommen werden, wenn der Fall bei Gericht anhangig ist (AA 17.10.2018).

Im Juli 2018 wurde ein Amnestiegesetz in Kraft gesetzt, welches Personen, die bis zum 7.6.2018 wegen Verstol3es
gegen bestimmte Artikel des athiopischen Strafgesetzbuches sowie weiterer Gesetze strafrechtlich verfolgt wurden, die
Méglichkeit der Amnestie eingeraumt. Es wurde nicht verlautbart, welche rechtlichen Konsequenzen die Ablehnung
eines solchen Antrags zur Folge hatte. Es gibt keine Informationen dartber, ob und in welcher Zahl potenziell
Betroffene seit dem 20.7.2018 von dieser befristeten Antragsmdglichkeit Gebrauch machen (AA 17.10.2018).

Sicherheitsbehorden

Die Sicherheitsbehérden nehmen in Athiopien eine starke Position ein (AA 17.10.2018). Die Sicherheitskrafte handeln
im Allgemeinen diszipliniert (AA 17.10.2018; vgl. USDOS 20.4.2018), sind aber oftmals schlecht ausgebildet, schlecht
ausgerUstet und besitzen ungenigende Kenntnis der gesetzlichen Vorschriften. Gewalt wird teilweise
unverhdaltnismallig eingesetzt (AA 17.10.2018). Straffreiheit ist weiterhin ein ernstes Problem. Allerdings lasst die
Regierung Polizisten und Soldaten in Menschenrechten ausbilden (USDOS 20.4.2018).

Der National Intelligence and Security Service (NISS) ist als Sicherheits- und Abwehrbehdérde gut aufgestellt und verfiigt
Uber ein funktionierendes Netz an Zutragern in allen Bereichen des privaten und offentlichen Lebens. Sein
Schwerpunkt richtete sich in erster Linie gegen die politische inlandische Opposition, regierungskritische Journalisten
und gegen Gruppierungen aus Eritrea und Somalia (AA 17.10.2018).

Die Bundespolizei (Federal Police) untersteht dem Premierminister und unterliegt parlamentarischer Aufsicht. Diese
Aufsicht ist allerdings locker. Jeder der neun Regionalstaaten hat eine eigene Staats- oder Sonderpolizeieinheit [, Liyu“],
die jeweils den regionalen zivilen Behdrden untersteht (USDOS 20.4.2018). Neben den staatlichen bzw. regionalen
Polizeibehérden gibt es in allen Regionen staatliche Milizen (AA 17.10.2018; vgl. USDOS 20.4.2018). Dies sind von
Gemeindevertretern ausgewahlte, bewaffnete Personen, die ehrenamtlich Militar- und Polizeidienste leisten und im
Wesentlichen Polizeiaufgaben in (teilweise sehr entlegenen) landlichen Gebieten erfillen (vergleichbar mit ,Community
Police”). In manchen Fallen werden Milizen auch im Kampf gegen bewaffnete Rebellen eingesetzt. Insbesondere im
Somali Regional State (SRS) wurden lokale Milizen gegen die - im Juli 2018 entkriminalisierte - Ogaden National
Liberation Front (ONLF) eingesetzt. Der Liyu-Police des SRS werden schwere Menschenrechtsverletzungen vorgeworfen
(AA17.10.2018).

Die Streitkrafte wurden in den letzten Jahren mit dem Ziel umstrukturiert, sie von Aufgaben der inneren Sicherheit, die
der Polizei obliegen, zu entbinden. Dies ist noch nicht landesweit umgesetzt. In einigen Regionen (Oromia, SRS,
Gambella, Sidamo) gehen Polizei und Militédr weiterhin gezielt gegen vermutete und tatsachliche Unterstiitzer und
Angehorige der dort aktiven, z. T. militant bis terroristisch operierenden oppositionellen Gruppierungen OLF (Oromo
Liberation Front), ONLF (Ogaden National Liberation Front), Ethiopian National United Patriotic Front (ENUPF) und
Sidamo Liberation Front (SLF) vor. Die beiden erstgenannten Gruppierungen wurden allerdings im Juli 2018
entkriminalisiert (AA 17.10.2018). Im Zuge der Proteste, bzw. des Ausnahmezustandes in der Region Oromia wurden
hauptsachlich Militar und Bundespolizei gegen Demonstranten eingesetzt (AA 17.10.2018; vgl. USDOS 20.4.2018).

Folter und unmenschliche Behandlung

Die Verfassung verbietet Folter (AA 17.10.2018; vgl. USDOS 20.4.2018). Allerdings wird das in Verfassung verankerte
Verbot in der Praxis unterlaufen (AA 17.10.2018). Der Premierminister hat eingestanden, dass Folter angewendet wird



(HRW 19.10.2018). Es gibt glaubwirdige Berichte tber die Anwendung von Folter bzw. Misshandlung und extralegale
Hinrichtungen (AA 17.10.2018; vgl. USDOS 20.4.2018) wahrend der Untersuchungshaft, durch Polizei, Militér und
andere Mitglieder der Sicherheitskrafte, insbesondere in Fallen, in denen der Verdacht oppositioneller Tatigkeit oder
der Mitgliedschaft in bewaffneten Oppositionsgruppen und ein vermuteter Zusammenhang mit Terrorismus bestehen
(AA 17.10.2018). Mehrere Quellen berichteten von allgemeiner Misshandlung von Gefangenen in offiziellen
Haftanstalten, in inoffiziellen Haftanstalten, Polizeistationen und Bundesgefangnissen (USDOS 20.4.2018).

Eine Untersuchung derartiger Verbrechen findet in der Regel nicht statt (AA 17.10.2018; vgl. USDOS 20.4.2018).
Mechanismen zur Untersuchung von Missbrauchen durch die Bundespolizei sind nicht bekannt und die Regierung gibt
die Untersuchungsergebnisse nur selten offentlich bekannt. Sie bemuht sich aber, Menschenrechtsschulungen fir
Polizei- und Militarschiler anzubieten (USDOS 20.4.2018). Eine adaquate und konsistente Reaktion der Behdrden auf z.
B. in Gerichtsverfahren geduBerte Folter- und Misshandlungsvorwdrfe ist nicht zu erkennen. Es wird zudem berichtet,
dass sich in Einzelfallen die Sicherheitsorgane oder andere Behdrden Uber Gerichtsurteile hinweggesetzt haben sollen
(z. B.im Somali Regional State/SRS) (AA 17.10.2018).

Ermittler des Menschenrechtsrates berichten, dass Gefangnisbeamte Héaftlinge schlagen und foltern (USDOS
20.4.2018). Die zukiinftige Praxis bleibt abzuwarten (AA 17.10.2018).

Korruption

Korruption ist gesetzlich verboten. Der Bundesstaatsanwalt ist angehalten, Korruptionsfalle zu untersuchen und zur
Strafverfolgung zu bringen. Das Gesetz verpflichtet alle Regierungsbeamten und Mitarbeiter, ihr Vermdgen und ihr
persénliches Eigentum zu registrieren. Das Gesetz sieht finanzielle und strafrechtliche Sanktionen wegen
Nichteinhaltung vor. Die Bundes-Ethik- und Korruptionsbekampfungskommission (FEACC) meldete, dass sie zwischen
Juli 2016 und Janner 2017 das Vermdgen von 6.638 ernannten Personen, Beamten und Mitarbeitern erfasst hat
(USDOS 20.4.2018).

Korruption - auch bei Polizei und Justiz - bleibt ein Problem (USDOS 20.4.2018) bzw. wird diese im Alltag als Problem
wahrgenommen (GIZ 9.2018a).Im Corruption Perceptions Index 2017 von Transparency International nimmt Athiopien
Platz 107 von 180 Landern ein (Tl 2017).

Es hat einige spektakulare Korruptionsfalle gegeben, in die hochrangige Vertreter der Regierung verwickelt waren. In
den bekannt gewordenen Fallen hat es Verurteilungen gegeben (GIZ 9.2018a; vgl USDOS 20.4.2018). Am 26.7.2017
nahm die Regierung mehr als 50 Regierungsbeamte und Geschaftsleute wegen Korruptionsvorwirfen und
Missbrauchs o6ffentlicher Gelder im Wert von mehr als vier Milliarden Birr (181 Millionen US-Dollar) fest. Unter den
Verhafteten waren ein Brigadegeneral, ein Staatsminister und der Leiter der Rechtsabteilung im Ministerium fur
Finanzen und wirtschaftliche Zusammenarbeit. Dartber hinaus beschlagnahmte die Regierung Vermogenswerte und
Eigentum von mehr als 200 Personen (USDOS 20.4.2018).

Im November 2018 wurden dutzende Fuhrungspersonlichkeiten aufgrund von Korruptionsvorwirfen in
Zusammenhang mit dem staatlichen Firmenkonglomerat Metals and Engineering Corporation (Metec) festgenommen,
darunter der ehemalige stellvertretende Chef des Geheimdienstes, Yared Zerihun (BBC 15.11.2018; vgl. JA 20.11.2018).

Wehrdienst und Rekrutierungen

Die athiopische Armee ist eine Freiwilligenarmee. Rekrutierungen werden im gesamten Land flachendeckend
vorgenommen (AA 17.10.2018). Fur den freiwilligen Wehrdienst ist ein Mindestalter von 18 Jahren vorgesehen. Wenn
notwendig, kann die Armee Einberufungen veranlassen (CIA 4.12.2018).

Fahnenflucht ist grundsatzlich nach Art. 288 des athiopischen Strafgesetzbuches mit einer Haftstrafe bis zu funf Jahren
belegt, in Einzelfallen kann aber auch auf lebenslange Freiheitsstrafen oder gar auf Todesstrafe entschieden werden.
Urteile von Militargerichten werden nicht veréffentlicht, daher liegen keine verlasslichen Angaben vor (AA 17.10.2018).

Allgemeine Menschenrechtslage

Menschenrechte und Freiheiten sind als unverletzbar und unverduRerlich in der athiopischen Verfassung von 1995
genannt. Explizit werden Grundrechte wie Religionsfreiheit, Gleichberechtigung von Mann und Frau sowie von
Angehorigen verschiedener ethnischer Gruppen, Recht auf Leben und koérperliche Unversehrtheit, Verbot von



unmenschlicher Behandlung und Recht auf Privatheit aufgefuhrt (AA 17.10.2018). Die Verfassung garantiert also die
Menschenrechte, dies deckt sich jedoch nicht mit der Realitat (AA 4.2018a).

Trotzdem ist die Menschenrechtssituation in Athiopien unbefriedigend. Dies gilt vor allem fir die Rechtsstaatlichkeit
(Vorfihrung vor Gericht, Verfahrensdauer) und die Behinderung und Verfolgung von Journalisten. Es erfolgen
Verhaftungen ohne Haftbefehl und ohne fristgerechte gerichtliche Uberprifung. Lange Gerichtsverfahren sind
verbreitet. Hierfur ist auch eine Uberlastete Justiz verantwortlich (GIZ 9.2018a). Zu den wichtigsten
Menschenrechtsproblemen gehéren: willkirliche Toétung, Verschwindenlassen, Folter und andere grausame,
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung durch Sicherheitskrafte; harte und lebensbedrohliche
Haftbedingungen; willkirliche Verhaftung und Inhaftierung durch Sicherheitskrafte; Verweigerung eines fairen
offentlichen Prozesses; Verletzung der Personlichkeitsrechte; Beschrdnkungen der Meinungs-, Presse-, Internet-,
Versammlungs-, Vereinigungs- und Bewegungsfreiheit; mangelnde Rechenschaftspflicht in Fallen von Vergewaltigung
und Gewalt gegen Frauen; Kriminalisierung gleichgeschlechtlicher Orientierung. Die Regierung hat im Allgemeinen
keine Schritte unternommen, um Beamte, die andere Menschenrechtsverletzungen als Korruption begangen haben,
zu verfolgen oder anderweitig zu bestrafen. Straffreiheit ist ein Problem; es kommt nur zu einer begrenzten Anzahl von
Anklagen von Mitgliedern der Sicherheitskrafte oder von Beamten wegen Menschenrechtsverletzungen (USDOS
20.4.2018).

Legale Voraussetzungen zur Verbesserung der Menschenrechte sind erfolgt. Die Menschenrechtskommission des
Parlaments ist ebenso wie das Amt des Ombudsmanns eingerichtet. Frauenrechte sind in der Verfassung verankert.
Von einer Umsetzung dieser rechtlich festgeschriebenen Menschenrechte ist Athiopien jedoch weit entfernt: Weibliche
Genitalverstimmelung und sehr frihe Verheiratung sind zwar offiziell verboten, jedoch weiterhin Realitat fur viele
Madchen und junge Frauen (GIZ 9.2018a).

Bei Protesten und gewaltsamen Auseinandersetzungen in Addis Abeba im September 2018 wurden rund 1.200
Menschen verhaftet. Diese Verhaftungen erfolgten teils willkUrlich, was die Fortschritte in Menschenrechtsfragen unter
Premierminister Abiy Ahmed ernsthaft gefahrden kdnnte (BAMF 1.10.2018).

Der im vergangenen Jahr mehrmals ausgerufene Ausnahmezustand schrankte die Meinungs- und
Versammlungsfreiheiten weitestgehend ein und verlieh den Sicherheitskraften weitreichende neue Befugnisse: u.a.
Durchsuchungen und Verhaftungen ohne richterlichen Beschluss, Unterbindung von Kommunikationswegen und von
Versammlungen. Allerdings wurde der Ausnahmezustand im Juni 2018 aufgehoben (AA 17.10.2018).

Die Medienlandschaft Athiopiens wird dominiert von staatlichen oder regierungsfreundlichen Zeitungen, Radio- und
Fernsehsendern. Die staatlichen Medien werden von der Ethiopian Radio and Television Agency (ERTA) und der
Ethiopian Press Agency betrieben. Es gibt private Radiosender, aber nur staatliche Fernsehsender (GIZ 9.2018a). Die
Zukunft im Mediensektor ist seit dem Amtsantritt Abiys unklar. Es lassen sich erste Anzeichen einer liberaleren Politik
und freieren Berichterstattung beobachten (AA 17.10.2018; vgl. GIZ 9.2018a). Es gibt aber Hinweise darauf, dass die
Regierung ihr Anti-Terrorismus-Gesetz dazu nutzt, die Meinungs- und Pressefreiheit auszuhebeln und Oppositionelle
mundtot zu machen. Darlber hinaus gibt es Berichte tber die politische Instrumentalisierung von Hilfsgltern seitens
der Regierung und Zwangsumsiedlungen ganzer Dorfer zugunsten auslandischer Investoren (GIZ 9.2018a).

Internetzensur und -Uberwachung sind nach wie vor Thema, es ist seit dem Amtsantritt des Premiers Abiy Ahmed aber
eine leichte Entspannung zu beobachten. Die Abschaltung des Internets im Zusammenhang mit lokalen gewaltsamen
Auseinandersetzungen ist auch unter dem neuen Regierungschef gangige Praxis (GIZ 9.2018a). Im August 2018 wurde
als Reaktion auf die Unruhen in der Region Somali das Internet zeitweise abgeschaltet. Im Anschluss wurde Mitte
September 2018 im Stadtgebiet das mobile Internet flir zwei Tage abgeschaltet (AA 17.10.2018; vgl. GIZ 9.2018a, DW
8.8.2018). Auch das Anti-Terror-Gesetz schrankt die Meinungsfreiheit im Internet ein. HierfUr wird auch der Telefon-
und Internetverkehr Uberwacht. Es ist davon auszugehen, dass samtliche nicht satellitengestitzte Kommunikation
abgefangen werden kann (AA 17.10.2018). Die athiopische Regierung nutzt ihr Monopol in der Telekommunikation und
verschiedene modernste Technologien um nicht nur die Bespitzelung bekannter Oppositioneller oder Kritiker im
eigenen Land voranzutreiben, sondern ebenso zur Uberwachung der &thiopischen Normalbevélkerung und Athiopiern
im Ausland (GIZ 9.2018a).

Starker als das Medien- und Informationsgesetz wirkt sich das Antiterrorgesetz (,Anti-Terror-Proklamation”) auf die
Meinungs- und Pressefreiheit in Athiopien aus, denn es umfasst nicht nur direkte und indirekte Unterstiitzung von



Terrorismus als Tatbestand, sondern auch Berichterstattung Uber terroristische Gruppen oder Aktivitaten, die von der
Offentlichkeit als Anstiftung bzw. Propaganda aufgefasst werden kénnten (AA 17.10.2018). Die Pressegesetzgebung ist
restriktiv. Jahrelang hatte die Pressefreiheit in Athiopien stetig abgenommen. Aus Angst vor Repressalien und
Verhaftungen zensierten sich nicht wenige athiopische Journalisten selbst, veréffentlichten nicht zu sensiblen Themen.
Im Worldwide Press Freedom Index der Reporter ohne Grenzen belegt Athiopien in 2018 Rang 150 von 180
untersuchten Landern. Erste Malinahmen des Premiers Abiy Ahmed lassen jedoch auf eine Verbesserung der Situation
hoffen: Mehrere hundert bislang gesperrte - Uberwiegend regierungskritische - Internetseiten sind inzwischen
freigegeben worden, mehrere namhafte Journalisten wurden aus Gefangnissen entlassen (GIZ 9.2018a).

Die von der Verfassung garantierte Vereinigungsfreiheit wird behindert. Unabhangige Tatigkeit von nicht partei- bzw.
regimetreue Gewerkschaften werden auf unterschiedlichste Art und Weise schikaniert und untergraben (AA
17.10.2018).

Demonstrationen werden haufig gewaltsam beendet und Teilnehmer willkirlich verhaftet. Die Sicherheitskrafte
setzten dabei teilweise auch scharfe Munition ein (AA 17.10.2018).

Es gibt Berichte aus der Region Somali Uber auBergerichtliche Hinrichtungen inhaftierter Personen und Uber
auBergerichtliche Hinrichtungen von 34 Angehorigen der Wolkait in der Region Tigray. Das in der Verfassung
verankerte Verbot von Folter wird in der Praxis offenbar unterlaufen. Von verschiedenen Seiten wurden immer wieder
Vorwdirfe Uber Misshandlungen durch Polizei und Militdr erhoben. Die zuklnftige Praxis bleibt abzuwarten (AA
17.10.2018).

Das athiopische Parlament hat am Montag, den 24.12.2018, ein Gesetz zur Einrichtung einer Verséhnungskommission
verabschiedet, deren Hauptaufgabe es sein wird, der innergemeinschaftlichen Gewalt ein Ende zu setzen und
Menschenrechtsverletzungen im Land zu dokumentieren. Laut Angaben des UN-BlUros fur humanitdre
Angelegenheiten (OCHA) sind derzeit in Athiopien mindestens 2,4 Millionen Menschen wegen interkommunaler Gewalt
vertrieben worden (JA 25.12.2018).

Trotz der Uberraschenden Massenfreilassung von Haftlingen ist davon auszugehen, dass weiterhin eine unbekannte
Zahl von Menschen, zum groRen Teil ohne Anklage, inhaftiert bleibt - Menschenrechtsorganisationen sprechen von
mehreren tausend Personen. Verifizieren lassen sich diese Zahlen nicht. SchwerpunktmaRig betroffen sind junge
Manner, auch Schiler und Studenten in den Regionen Oromia und Amhara (AA 17.10.2018).

Das 2009 erlassene athiopische NGO-Gesetz und die damit einhergehenden Verwaltungsvorschriften aus dem Jahr
2011 haben die Aktivitdten von NGOs, die aufgrund des niedrigen wirtschaftlichen Entwicklungsstands Athiopiens auf
auslandische Finanzierung angewiesen sind, fast zum Erliegen gebracht (AA 17.10.2018). Angesichts
Antiregierungsproteste im Laufe des Jahres 2016, hatte die &thiopische Regierung die Uberwachung von
zivilgesellschaftlichen Bewegungen und Organisationen intensiviert und deren Arbeit z.T. erheblich erschwert. Neben
Verhaftungswellen im Rahmen des Ausnahmezustandes, gab es auch Gesetzesverscharfungen (z.B. ein neues Gesetz
zu Internetkriminalitit) (GIZ 9.2018a). Ein Prozess zur Uberarbeitung des NGO-Gesetzes wurde eingeleitet (AA
17.10.2018). Unter Premierminister Dr. Abiy Ahmed scheint sich die Lage fiur zivilgesellschaftliche Organisationen zu
verbessern. Im Rahmen seiner dialog- und verséhnungsorientierten Politik hat er auch NGOs zu Gesprachen und
Beteiligung an Reformprozessen eingeladen (GIZ 9.2018a).

Opposition

Mit der Amtseinfihrung von Abiy Ahmed Ali als Premierminister wuchsen zunachst die Hoffnungen auf eine nationale
Aussdéhnung zwischen den ethnischen Gruppen. Abiy, selbst ethnischer Oromo, erteilte im Rahmen seiner Dialog- und
Aussdhnungsstrategie einer OLF-zugehdrigen Oppositionsgruppe Amnestie (GIZ 9.2018a). Oppositionsparteien wurden
eingeladen, aus dem Exil zurtickzukehren. Die Ogaden National Liberation Front (ONLF) und die Oromo Liberation
Front (OLF) wurden entkriminalisiert (AA 17.10.2018). In der ersten Jahreshélfte 2018 wurden ca. 25.000 teilweise aus
politischen Grinden inhaftierte bzw. verdachtige Personen vorzeitig entlassen (AA 17.10.2018; vgl. AA 4.2018a). Seit
Anfang des Jahres sind Uber 7.000 groRtenteils offensichtlich aus politischen Griinden Inhaftierte freigelassen worden,
darunter der Oppositionsfuhrer der Region Oromia, Merera Gudina, und sein Stellvertreter Bekele Gerba sowie
andere, teilweise seit mehreren Jahren inhaftierte Regierungskritiker, die v.a. auf Grundlage der drakonischen Anti-
Terror-Gesetzgebung verurteilt worden waren. Premierminister Abiy hat diese Politik fortgesetzt: Am 26.5.2018 ist der
britische Staatsbiirger Andargachew Tsige, Fihrungsmitglied der von Athiopien als Terrorgruppe angesehenen



Organisation ,Ginbot 7“, Uberraschend begnadigt worden. Am 30.5.2018 hat er sich, direkt nach seiner Freilassung,
offentlichkeitswirksam mit Premierminister Abiy getroffen. Gleichzeitig sind die bestehenden Anklagen gegen Ginbot 7-
Chef Berhanu Nega sowie gegen den Leiter des aus Minnesota operierenden Oromia Media Network (OMN), Jawar
Mohamed, fallengelassen worden. Alle drei Personen galten bislang als prominente Staatsfeinde. Schon eine
offentliche Sympathiebekundung flir einen von ihnen hatte bis zum Amtsantritt von Abiy zu einer sofortigen
Verhaftung gefuhrt (AA 17.10.2018).

Am 7.8.2018 unterzeichneten Vertreter der athiopischen Regierung und der OLF ein Versbhnungsabkommen. Die
ONLF, die fir eine Autonomie des in der Region Somali gelegenen Ogaden kampft, verkiindete am 12.8.2018 einen
einseitigen Waffenstillstand (BAMF 13.8.2018).

Die Fuhrung OLF kun

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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